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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


1 . Abgeordnete 
Tanja 
Gönner 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung den Beschluss 
des Bundesgerichtshofes vom 25. Februar 2004 zur 
Mindestvergütung für Insolvenzverwalter umzuset- 
zen? 


2. Abgeordnete 

Tanja 

Gönner 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung einen entsprechen- 
den Gesetzentwurf vorlegen, und welchen Inhalt 
wird er haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung 


3. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Ist die Äußerung von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (in einem gemeinsamen Brief mit Präsi- 
dent Jacques Chirac und Premierminister Tony 
Blair an den Präsidenten des Europäischen Rates, 
Bertie Ahern, und den Präsidenten der Europä- 
ischen Kommission, Romano Prodi, vom 18. Febru- 
ar 2004), Europa müsse sich an Projekten wie ITER 
beteiligen, so zu verstehen, dass sich auch Deutsch- 
land künftig in der Großgeräteforschung engagieren 
will, und wie passt diese Äußerung des Bundeskanz- 
lers dazu, dass sich Deutschland ausdrücklich nicht 
als Standort für ITER beworben hat?*) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


Wie viele Visa werden in Deutschland pro Tag in 
der deutschen Vertretung in Pristina (Kosovo) aus- 
gestellt? 


! ) Siehe hierzu auch Frage 17. 
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5. Abgeordneter 

Dr. Oie 
Schröder 

(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


8. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


Was ist der Hintergrund dafür, dort eine Visa-Stelle 
einzurichten? 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 
die Entwicklung der Menschenrechtslage in Tschet- 
schenien seit der Abschaffung des Amtes des Men- 
schenrechtsbeauftragten für Tschetschenien, und in- 
wieweit unterstützt die Bundesregierung tschetsche- 
nische beziehungsweise russische Menschenrechtler 
und Menschenrechtsorganisationen, die sich für die 
Menschenrechte in Tschetschenien einsetzen (DIE 
WELT vom 23. Januar 2004)? 


Was unternehmen die Bundesregierung und die in 
Afghanistan stationierten Bundeswehrtruppen poli- 
tisch, militärisch und finanziell gegen den zuneh- 
menden Rohopiumanbau in Afghanistan, und auf 
welche Erfolge kann die Bundesregierung im Kampf 
gegen den Rohopiumbau verweisen'? 


Wie verhält sich die Aussage im Schreiben des Aus- 
wärtigen Amts (AA) vom 25. Juni 2003 in der An- 
gelegenheit Hans E. O., Dresden, an den Petitions- 
ausschuss, dass die Auslandsvertretungen weltweit 
in jedem Einzelfall prüfen, ob die Voraussetzungen 
gegeben sind, zu den Vorwürfen des Kölner Landge- 
richts an das AA im Zusammenhang mit der Urteils- 
verkündung im Fall A. B., sowie zu der Tatsache, 
dass das sog. Reisebüroverfahren praktiziert wurde, 
sowie der Aussage im Schreiben des AA vom 2. Au- 
gust 2001 an den Bundesverband mittelständischer 
Reiseunternehmen, wo es heißt, dass bei Gruppen- 
reisen aus der Ukraine in die EU der Reisezweck 
und die Umstände der Reise nur einmal für alle 
Gruppenmitglieder geprüft werden? 


Welchen Inhalt hat der vom o. g. Petenten benannte 
Erlass des AA Nr. 519 (vgl. Schreiben des Petitions- 
ausschusses an das AA vom 2. Oktober 2003)? 
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10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Erhält die Bundesregierung ihre Behauptung im 
Schreiben des AA vom 23. April 2003 an den Peti- 
tionsausschuss des Deutschen Bundestages aufrecht, 
dass der Vorwurf, nach Herausgabe des Runder- 
lasses des AA 514-516.20 betreffend das Visumver- 
fahren bei den Auslandsvertretungen vom 3. März 
2000 (sog. Volmer-Erlass) sei der Erhalt eines Vi- 
sums problemlos möglich gewesen, jeglicher Grund- 
lage entbehre? 


1 1 . Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie verhält sich diese vom AA vertretene Behaup- 
tung zu den Aussagen im Schreiben des AA vom 
2. August 2001 an den Bundesverband mittelstän- 
discher Reiseunternehmen, in dem von „erheblichen 
Problemen“ im Zusammenhang mit Visa-Miss- 
brauch und dem so genannten Reisebüroverfahren 
die Rede ist? 


12. Abgeordneter 
Clemens 
Binninger 

(CDU/CSU) 


Hat es Beschwerden der Schengen-Partner gegen- 
über dem Bundesministerium des Innern oder dem 
AA im Hinblick auf die durch den Runderlass des 
AA 514-516.20 betreffend das Visumverfahren bei 
den Auslandsvertretungen vom 3. März 2000 (sog. 
Volmer-Erlass) veränderte Visaerteilungspraxis ge- 
geben, und wenn ja, wann?*) 


13. Abgeordneter 

Albert 

Rupprecht 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die von 
der Europäischen Kommission bei unveränderter 
Fortführung der Subventionspolitik prognostizier- 
ten Kosten eines Beitritts der Türkei von 20 Mrd. 
Euro für die Europäische Union pro Jahr und einem 
entsprechenden Anteil von 5 Mrd. Euro pro Jahr 
für Deutschland korrekt sind (vgl. Frankfurter All- 
gemeine Zeitung vom 29. November 2002)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


14. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele antisemitische Straftaten wurden im vier- 
ten Quartal 2003 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land begangen, und wie viele Opfer dieser Straftaten 
gab es? 


! ) Siehe hierzu auch Frage 22. 
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15. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Abschiebungen wurden in den Jahren 
2002 und 2003 auf dem Luftweg von deutschen 
Flughäfen durchgeführt (bitte genau nach den Ziel- 
regionen aufschlüsseln)? 


16. Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Wieso bekam A. B. - obwohl er seit seiner Einreise 
von Sozialhüfe gelebt hat und u. a. wegen Zigaret- 
tenschmuggels durch ein Urteil des Amtsgerichts 
Köln vom 24. Mai 1998 vorbestraft war (Ermittlun- 
gen der Staatsanwaltschaft Köln) - am 28. Februar 
2002 die deutsche Staatsbürgerschaft, und welche 
ausländerrechtlichen Konsequenzen zieht die Bun- 
desregierung aus diesem fast 10-jährigen Sozialhüfe- 
bezug und der Erlangung der deutschen Staatsbür- 
gerschaft?*) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


17. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung 
bislang unternommen, um die im Sofortmaßnah- 
menprogramm zur europäischen Wachstumsinitia- 
tive genannten Projekte - im Sinne der Erzielung 
der Lissabon-Vereinbarung unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Bereiche Galileo und Nanoelek- 
tronik - von nationaler Seite zu unterstützen?**) 


18. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Wie viele externe Berateraufträge und Unterstüt- 
zungsleistungsaufträge hat die Bundesregierung 
während des Umwandlungsprozesses der Deutschen 
Bundespost zur Deutschen Post AG im Rahmen der 
Postreformen I und II erteilt, und wie wirkten sich 
die Ergebnisse der durchgeführten Erfolgskontrol- 
len auf die Gesamtentlastung des Bundeshaushaltes 
aus?***) 


19. Abgeordneter 

Roland 

Gewalt 

(CDU/CSU) 


Trifft die Pressemeldung zu (Frankfurter Rund- 
schau vom 29. Januar 2004), wonach Mitarbeiter 
der Bundesagentur für Arbeit, die zusammen mit 
dem Zoll Schwarzarbeit verfolgen sollen, zunächst 
aufwändige Gesundheits- und Sicherheitsprüfungen 


*) Siehe hierzu auch Frage 40. 
**) Siehe hierzu auch Frage 3 . 
***) Siehe hierzu auch Frage 24. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 15/2564 


durchlaufen, die so organisiert sind, dass weder in 
diesem noch im nächsten Jahr alle Mitarbeiter ge- 
prüft und einsatzfähig sein werden? 


20. Abgeordneter 

Roland 

Gewalt 

(CDU/CSU) 


Wie soll das Ziel der Bundesregierung, organisierte 
Kriminalität intensiver zu bekämpfen, erreicht wer- 
den, wenn der Entwurf eines Gesetzes zur Intensi- 
vierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und da- 
mit zusammenhängender Steuerhinterziehung nicht 
vorsieht, dass Ermittlungsergebnisse der Zollver- 
waltung zu typischen „Begleit“-Straftaten in diesem 
Bereich, wie etwa Menschenraub, Geldwäsche, Ur- 
kundenfälschung etc., an die Polizeibehörden und 
Staatsanwaltschaften weitergeleitet werden dürfen 
(§ 6 i. V. m. § 2 Abs. 1 des oben genannten Gesetz- 
entwurfs)? 


21. Abgeordneter 

Albert 

Rupprecht 

(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung den Einfluss der 
unterschiedlichen effektiven Unternehmensspitzen- 
besteuerung in Deutschland, Tschechien und der 
Slowakei in den Jahren 2004 und 2006 in Bezug auf 
mögliche steuerbelastungsmotivierte Verlagerungen 
von Unternehmen in diese Länder ein? 


22. Abgeordneter 

Clemens 

Binninger 

(CDU/CSU) 


Verfügt die RS Reise-Schutz Versicherungs AG in 
74189 Weinsberg über die nach dem Versicherungs- 
aufsichtsgesetz erforderliche Erlaubnis für den Ge- 
schäftsbetrieb, und wenn ja, von wem wurde diese 
erteilt?*) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


23. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung, um katastrophale wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten abzuwenden, auf die 
EU-Kommission einwirken, eine Ausweitung der 
sog. Entsenderichtlinie auf das Busgewerbe durch 
die bevorstehende EU-Osterweiterung im Grenz- 
land noch zu erreichen, oder welche anderen Schrit- 
te prüft sie, um dem Busgewerbe zu helfen? 


! ) Siehe hierzu auch Frage 12. 
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24. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


25. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


26. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Karl- Josef 
Laumann 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 

Karl- Josef 
Laumann 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Dr. Hermann 
Kues 

(CDU/CSU) 


Welche Belastungen entstanden dem Bundeshaus- 
halt durch das nicht zustande gekommene TV Sat 1- 
Vorhaben in dem Zeitraum 1983 bis 1989?*) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, dass bei Ausschreibungsverfahren der Bundes- 
agentur für Arbeit zu Trainingsmaßnahmen gemäß 
§ 48 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) der 
Auftragnehmer die Maßnahme gar nicht selbst 
durchführt, sondern komplett an ein Subunterneh- 
men vergibt, und wenn ja, in welchen konkreten Fäl- 
len? 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, dass bei solchen Ausschreibungen der Auftrag- 
nehmer Honorarkräfte einsetzt und im Rahmen der 
Maßnahmen abrechnet, die zugleich als Ich-AG 
durch das Arbeitsamt gefördert werden, und wenn 
ja, in welchen konkreten Fällen? 


Wie bewertet der Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit, Wolfgang Clement, die Kostenentwick- 
lung beim Virtuellen Arbeitsmarkt insgesamt? 


Gibt es aus Sicht der Bundesregierung eine Kosten- 
obergrenze, ab der das Projekt endgültig eingestellt 
werden sollte? 


Ist das Projekt „Virtueller Arbeitsmarkt“ geschei- 
tert, und wenn ja, was unternimmt die Bundesregie- 
rung, die in Ansatz gebrachten Mittel sicherzustel- 
len? 


Inwiefern stellt sich für die Bundesregierung die 
Frage des Schadensersatzes? 


! ) Siehe hierzu auch Frage 18. 
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31. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse lagen dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement, hinsicht- 
lich der Kostenentwicklung beim Virtuellen Arbeits- 
markt wann vor, vor dem Hintergrund, dass der 
Abteilungsleiter aus dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit, Bernd Buchheit, nicht nur als 
Vertreter der Bundesregierung im Verwaltungsrat 
der Bundesagentur für Arbeit (BA), sondern auch in 
dessen Präsidium vertreten ist? 


32. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement, hinsicht- 
lich des aus der BA angedeuteten Vorwurfs der Kor- 
ruption vor (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 27. Feb- 
ruar 2004), und was wird der Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Clement, dagegen 
unternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


33. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Trifft ein Bericht der „Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung“ vom 5. Februar 2004 zu, wonach EU-Korn- 
rnissar Franz Fischler in einem Brief an die Bundes- 
ministerin für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft, Renate Künast, und an die anderen 
EU-Regierungen davor gewarnt hat, die Beschlüsse 
der EU-Agrarreform vom 26. Juni 2003 zur Umver- 
teilung zwischen den Regionen und zwischen den 
Landwirten zu missbrauchen? 


34. Abgeordneter 

Albert 

Deß 

(CDU/CSU) 


Legt dieser Brief zwingend nahe, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung zur Umsetzung der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (Bundesratsdruck- 
sache 80/04 vom 30. Januar 2004) dahin gehend zu 
ändern, dass für Deutschland der Regelfall der Be- 
triebsprämienregelung nach Artikel 58 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 
29. September 2003 (ABI. EG Nr. L 270/1) gewählt 
wird, und wenn nein, welche hinreichenden Begrün- 
dungen und objektiven Kriterien nach Artikel 59 
Abs. 1 und Artikel 63 Abs. 3 der o. g. Verordnung 
kann die Bundesregierung für ihr Modell der regio- 
nalen und betrieblichen Umverteüung in ihrem o. g. 
Gesetzentwurf anführen? 
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35. Abgeordneter 

Werner 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Wie wurde die nationale Höchstgrenze zur Gewäh- 
rung von Sonderprämien für männliche Rinder von 
1 536 113 Tieren für die Jahre 2002 und 2003 errech- 
net? 


36. Abgeordneter 

Werner 

Lensing 

(CDU/CSU) 


Wie viele männliche Rinder mit Anspruch auf die 
Sonderprämie wurden von den einzelnen Bundes- 
ländern an das Bundesministerium für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Landwirtschaft für die Jahre 
2002 und 2003 gemeldet? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Soziale Sicherung 


37. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass ne- 
ben von Zahntechnikern gefertigten Klammern und 
Teleskop-Kronen auch „Geschiebe“ als Halte- 
elemente für Zahnersatz nach dem Einheitlichen 
Bewertungsmaßstab für zahnärztliche Leistungen 
(BEMA) mit den Krankenkassen abgerechnet wer- 
den können? 


38. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Nach welcher Definition grenzt die Bundesregie- 
rung die Kostenträgerschaft für akute Krankenhaus- 
behandlung (Krankenkasse) der Rehabilitation 
(Bundesversicherungsanstalt für Angestellte) ab? 


39. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wird bei der neuen Verordnung zur Höhe der So- 
zialhilfe bei der Festlegung der Regelsätze berück- 
sichtigt, dass durch das Gesetz zur Modernisierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Mo- 
dernisierungsgesetz) für viele Bezieher von Sozialhü- 
fe eine faktische Kürzung der Sozialhilfe um min- 
destens 2 Prozent erfolgt ist, und wie wül die Bun- 
desregierung die Grundsicherung und damit den 
Schutz vor Armut für Langzeitarbeitslose und für 
Altersrentner sichern in Anbetracht steigender pri- 
vater Gesundheitskosten? 


40. Abgeordneter 

Matthias 

Sehling 

(CDU/CSU) 


Weswegen erhielt der am 9. Februar 2004 im „Köl- 
ner Schleuserprozess“ verurteilte A. B. - nach Er- 
mittlungen der Kölner Staatsanwaltschaft - seit sei- 
ner Einreise am 1. November 1992 sofort eine unbe- 
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fristete Aufenthaltserlaubnis und seitdem Sozialhil- 
fe, ebenso wie seine Ehefrau, die später nachzog, 
und wie hoch ist der Gesamtbetrag der Sozialhilfe 
zwischen 1992 und 2004, den die Familie B. (inklu- 
sive Kind) erhielt?*) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


41. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung nach Kündi- 
gung der Verträge mit dem Toll-Collect-Konsortium 
die Gesamtverluste für Spediteure durch den Nut- 
zungsausfall von Lastkraftwagen ein, die infolge des 
bis zu einen Tag dauernden Einbaus der On-Board- 
Unit-Maut-Zahlgeräte (OBU), der häufigen Repara- 
turaufenthalte sowie des nunmehr notwendigen Aus- 
baus dieser Geräte entstehen? 


42. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit 

Dr. Maria einer diesbezüglichen Sammelklage der deutschen 

Flachsbarth Spediteure gegen die Bundesregierung? 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Inwieweit bezieht die Bundesregierung den Bund 
der Vertriebenen und die Landsmannschaften der 
deutschen Heimatvertriebenen in die geplante Er- 
richtung eines Osteuropazentrums ein (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung vom 11. Februar 2004)? 


44. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach das Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
einen Gesetzentwurf erarbeitet, der für die Benut- 
zung deutscher Wasserstraßen durch Sportboote 
eine Maut (Sportboot-Vignette) vorsieht? 


45. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, nachdem der bayeri- 
sche Wirtschafts- und Verkehrsminister, Dr. Otto 
Wiesheu, den Bau- und Finanzierungsvertrag für die 
S-Bahn-Strecke Nürnberg-Erlangen-Forchheim für 
den Freistaat unterzeichnet hat, ebenfalls den Bau- 


! ) Siehe hierzu auch Frage 16. 
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und Finanzierungsvertrag zu unterzeichnen und im 
Rahmen der Gemeindeverkehrslinanziemngsmittel 
die Strecke mit 60 Prozent, wie im Anti-Stau-Pro- 
gramrn aus dem Jahr 2000 vorgesehen, zu finanzie- 
ren? 


46. Abgeordnete 

Renate 

Blank 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wann wird die Bundesregierung den Bau- 
und Finanzierungsvertrag für die S-Bahn-Strecke 
Nürnberg-Erlangen-Forchheim unterzeichnen? 


47. Abgeordneter 

Gero 

Storjohann 

(CDU/CSU) 


Bis wann und mit welcher Zielsetzung in Bezug auf 
den künftigen Leistungsumfang plant die Bundesre- 
gierung die im Rahmen der Verhandlungen des Ver- 
mittlungsausschusses zu Protokoll gegebene Erklä- 
rung, zeitnah das Wohngeldrecht mit dem Ziel deut- 
licher Einsparungen strukturell zu überarbeiten, um- 
zusetzen? 


48. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Wann gedenkt die Bundesregierung nach der Ent- 
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts, Az. 4 A 
11.02 vom 15. Januar 2004, wonach der Bau der 
Bundesautobahn A73 (Suhl-Lichtenfels) im Ab- 
schnitt Ebersdorf bei Coburg bis Lichtenfels freige- 
geben wurde, und nachdem zudem das Haushalts- 
gesetz 2004 in Kraft getreten ist, den Bau des vorbe- 
nannten Autobahnabschnitts zu beginnen, und sind 
hierfür ausreichende Finanzmittel vorhanden? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes 


49. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


In welchen Mengen und unterschiedlichen Aufla- 
gen hat die Bundesregierung bisher das Werbeheft 
„Agenda 2010“ drucken lassen, und welche Kosten 
sind dabei insgesamt - einschließlich Beratung und 
Entwurf - entstanden? 


50. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise und zu welchen Kosten ist diese 
Broschüre bisher verteilt worden? 
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51. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Was sind die „massiven Einwände“, die die Beauf- 
tragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, 
Staatsministerin Dr. Christina Weiss, laut einem Ar- 
tikel in der „Süddeutschen Zeitung“ vom 18. Febru- 
ar 2004 gegen den Referentenentwurf des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit zur Ände- 
rung des Pressefusionsrechts hat, und welche „Be- 
denken des Bundeskartellamtes“ teilt die Staatsmi- 
nisterin Dr. Christina Weiss? 


52. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass das 
von der Staatsministerin Dr. Christina Weiss vorge- 
schlagene Modell einer „Stiftung samt Aufsichtsgre- 
mium“ geeignet ist, die publizistische Selbständig- 
keit von Verlagen oder Zeitungen zu wahren, und 
inwieweit decken sich die diesbezüglichen Vorstel- 
lungen des Bundesministers für Wirtschaft und Ar- 
beit, Wolfgang Clement, mit denen der Staatsminis- 
terin Dr. Christina Weiss? 
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